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Protokoll  

46. Sitzung des Nationalen Begleitgremiums 

8. Dezember 2020 

 

Videokonferenz mit Livestream-Übertragung 

Zeit: 8.12.2020, 19:00 – 21:00 Uhr 
 

Teilnehmende:  

Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums (NBG) 

Prof. Dr. Miranda Schreurs (Ko-Vorsitzende), Prof. Dr. Armin Grunwald (Ko-Vorsitzender), 
Dr. Günther Beckstein, Klaus Brunsmeier, Dr. Dr. h.c. Markus Dröge, Marion Durst, Lukas 
Fachtan, Tobias Flieger, Prof. Dr. Rainer Grießhammer, Jo Leinen, Annette Lindackers, Dr. 
habil. Monika C. M. Müller, Prof. Dr. Werner Rühm, Prof. Dr. Dr. h.c. Roland Sauerbrey, Prof. 
Dr. Maria-Theresia Schafmeister, Jorina Suckow, Dr. Manfred Suddendorf, Prof. Dr. 
Magdalena Scheck-Wenderoth  
 

Geschäftsstelle 

Venio Quinque, Dr. Stefan Banzhaf, Na Becker, Dr. Jennifer Blank, Aygül Cizmecioglu, 
Jessica Doherr, Wiebe Förster, Yvonne Hellwig, Hans Hagedorn (Partizipations-
beauftragter) 
 

Vertreter*innen der Institutionen 

BASE: Christian Schwöbel (Referent Öffentlichkeitsbeteiligung) 

BGE: Dr. Christoph Löwer, Nina Grube, Anna Turmann, Verbindungsbüro Berlin 
 

Leitung der Sitzung:  

Prof. Dr. Armin Grunwald, Ko-Vorsitzender des NBG 
 

TOP 1 

1. Begrüßung durch den Ko-Vorsitzenden und Benennung eines Timekeepers (nach 
alphabetischer Reihenfolge) 

2. Festlegung der Tagesordnung der 46. Sitzung 
3. Annahme des Protokolls der 45. Sitzung 

1. Armin Grunwald begrüßte alle Anwesenden. Monika C. M. Müller wurde 

entsprechend der alphabetischen Reihenfolge als Timekeeper benannt. 

2. Zur Tagesordnung gab es keine Änderungswünsche. 
 

3. Das Protokoll der 45. Sitzung wurde ohne Änderungen angenommen. 
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TOP 2 

Möglichkeit der Klärung von Fragen aus der Fachkonferenz Teilgebiete durch 
die Sachverständigengruppe nach § 35 Geologiedatengesetz 
Die Beauftragung der Sachverständigengruppe nach § 35 Geologiedatengesetz war vom 
NBG auf der 45. Sitzung beschlossen worden. Diskutiert wurde im NBG, ob auch die 
Fachkonferenz Teilgebiete dem NBG Vorschläge für Aufträge an die 
Sachverständigengruppe machen kann. Nach Vorstellung der Beschlussvorlage wurde in 
kurzer Diskussion erläutert, dass die Sachverständigengruppe voraussichtlich im Januar 
2021 beauftragt werden könne, und dass die Geschäftsstelle des NBG einen schlanken 
Prozess zur Bearbeitung und ggf. Beauftragung von eingehenden Vorschlägen etablieren 
solle. Die in der Beschlussvorlage genannte Einengung auf die Fachkonferenz Teilgebiete 
bzw. die Vorbereitungsgruppe wurde auf alle interessierten Bürger*innen hin erweitert. 
Klargestellt wurde seitens des NBG, dass das NBG lediglich unterstützend für die 
Fachkonferenz tätig werden könne. Weiterhin sollen Anfragen zunächst direkt an die BGE 
gerichtet werden und erst bei nicht bzw. unzureichend erfolgter Antwort durch die BGE 
zur Beantwortung an das NBG weitergereicht werden.  

 

 
TOP 3 

Planung wissenschaftliche Gutachten/ Studien 2021 und Peer Review  

Für eine grobe Planung des Gutachten- und Beratungsbedarfs des NBG im Jahr 2021, 

wurden wichtige Fragestellungen in den Fachgruppen identifiziert und zur Abstimmung im 

Gremium gestellt - jedoch nicht in Form eines formalen Beschlusses, sondern eines „go 

ahead“ im Sinne einer Absichtserklärung. Alle in der Sitzungsunterlage zu diesem TOP 

aufgeführten Vorschläge erhielten die Zustimmung des Gremiums. 

Die Ko-Vorsitzende Miranda Schreurs berichtete sodann darüber, dass sich das NBG im 

internen Teil der Sitzung mit Hubertus Zdebel, MdB (Die Linke) sowie mit der 

wissenschaftlichen Mitarbeiterin Frau Laubscher von Judith Skudelny, MdB (FDP) zum 

Thema Peer Review des Standortauswahlverfahrens ausgetauscht habe. Der kurzfristig 

mögliche Austausch habe aus terminlichen Gründen vor 19 Uhr stattfinden müssen und sei 

deshalb in den bereits verbindlich und ursprünglich für eine interne Besprechung 

gebuchten Videokonferenzraum verlegt worden. Der Austausch sei protokolliert worden. 

Das Protokoll werde auf der NBG-Website veröffentlicht. Das Gespräch sei eine 

Fortsetzung des vom NBG in der letzten Sitzung begonnenen Austauschs mit Mitgliedern 

des Deutschen Bundestages zum Thema Peer Review des Standortauswahlverfahrens. 

Dieser Austausch werde noch weiter fortgesetzt. Sie führte anschließend in das Thema 

Peer Review und die zu TOP 3 vorbereitete Beschlussvorlage ein und bat um Nachfragen 

und Rückmeldungen der NBG-Mitglieder dazu und eine Beschlussfassung des Gremiums. 

Nach der Klärung von Fragen zur Beschlussvorlage bekundeten folgende Mitglieder des 

Beschluss 46/1 (einstimmig): Die Fachkonferenz Teilgebiete bzw. die AG 
Vorbereitung kann gemäß der Beschlussvorlage zu TOP 2 der 46. NBG-Sitzung 
Vorschläge für Fragen an die Sachverständigengruppe gemäß § 35 
Geologiedatengesetz über die Geschäftsstelle an das NBG richten. Ergänzend zur 
Beschlussvorlage wurde diese Möglichkeit auf alle interessierten Bürger*innen 
ausgeweitet.  Die Fragen müssen jedoch zunächst direkt an die BGE gerichtet werden. 
Erst bei nicht bzw. unzureichend erfolgter Antwort durch die BGE können sie zur 
Beantwortung an das NBG weitergereicht werden. 
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NBG ihre Bereitschaft zur Mitwirkung in einer Arbeitsgruppe zum Thema Peer Review: 

Miranda Schreurs, Klaus Brunsmeier, Magdalena Scheck-Wenderoth. Die AG steht allen 

Mitgliedern offen. Es sollen Mitglieder aus allen Fachgruppen des NBG in der AG vertreten 

sein. Die Arbeitsgruppe soll in einer der kommenden Sitzungen gebildet werden. 

Anschließend erfolgte die Beschlussfassung. 

 

 

 

TOP 4 

Fragen aus der Öffentlichkeit 

THEMA AG Vorbereitung Fachkonferenz 

Jochen Stay (von ausgestrahlt) an NBG 
„Die Zusammensetzung/“Wahl“ der Vorbereitungsgruppe ist von Anfang umstritten. Die 

Gruppe hat sich trotzdem gegen eine Öffnung entschieden. Inzwischen haben sechs 

Personen die Vorbereitungsgruppe verlassen. Deshalb wäre es m.E. eine problematische 

Einengung, nur der Vorbereitungsgruppe die Möglichkeit zu geben, sich in dieser Sache an 

das NBG zu wenden. Der NBG-Beschluss war, dass sich nur die Vorbereitungsgruppe an das 

NBG wenden kann, wenn es um die Sachverständigengruppe und die Dateneinsicht bei der 

BGE geht“.  

Antworten 

Klaus Brunsmeier (NBG) 

Es gibt die beiden formalen Einrichtungen – AG Vorbereitung und die Fachkonferenz. Für 

die Unterstützung hat das NBG nun Wege und Vorgehensweisen organisiert. Das bedeutet 

aber nicht, dass Bürger*innen mit Fragen zu geologischen Daten sich nicht ans NBG 

wenden können. Wenn es Fragen diesbezüglich gibt und die erste Anlaufstelle (BGE) keine 

Antworten liefert, kann sich die Öffentlichkeit auch ans NBG wenden.  

 

Thema geologische Daten  

Sarina Hüben (Frage per Mail) 

„In der Region, in der ich lebe, sind wenig bis keine geologischen Daten vorliegend 

(Unterfranken). Wie ist der weitere Umgang mit Gebieten die „aufgrund nicht 

hinreichender geologischer Daten nicht eingeordnet werden können“ bzw. wie werden 

diese Gebiete weiter geologisch untersucht?“ 

Beschluss 46/2 (einstimmig):. 
a) Zur Vorbereitung und Einleitung eines Peer Review Verfahrens gemäß der 

Beschlussvorlage zu TOP 3 setzt das NBG eine Arbeitsgruppe ein (AG Peer 
Review). 

b) Die AG Peer Review entwickelt aus den dargestellten Fragestellungen einen 
Fragenkatalog und bereitet die Durchführung eines Peer Reviews weiter vor. 

c) Die Geschäftsstelle wird beauftragt einen Kostenplan aufzustellen, 
gemeinsam mit den Mitgliedern der AG und dem Gremium eine Übersicht über 
mögliche Peers zu erarbeiten und die AG bei der Ausarbeitung des 
Fragenkatalogs zu unterstützen. 

d) Die Ko-Vorsitzenden klären mit dem BMU die Finanzierung des Peer Reviews. 
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Antworten 

Armin Grunwald (NBG)  

Das NBG möchte sich mit diesem Thema 2021 intensiver beschäftigen.  

Christoph Löwer (BGE) 

Für die Ausweisung der Teilgebiete lag eine ausreichende Entscheidungsgrundlage vor. In 

Phase 2 werden Daten erhoben und die Abwägungskriterien nochmals angewendet. 

Die folgenden, nach der öffentlichen Sitzung per E-Mail zugesandten ergänzenden 

Ausführungen wurden der Fragestellerin am 14.12.2020 übermittelt und zur 

Klarstellung mit in das Protokoll aufgenommen: 

Im Zuge der Ermittlung von Teilgebieten gemäß § 13 StandAG konnten alle Gebiete in 

Deutschland in der notwendigen Tiefe mit den vorhandenen geologischen Daten bewertet 

werden. Die Anzahl vorhandener Daten stellt noch keinen hinreichenden Indikator für die 

Qualität der geologischen Beschreibung des tiefen Untergrundes dar. Dementsprechend 

ergaben sich keine „Gebiete, die aufgrund nicht hinreichender geologischer Daten nicht 

eingeordnet werden können“ (§ 13 Abs.2 S.4 StandAG). Eine Darstellung dieser Gebiete 

und eine Empfehlung zum weiteren Umgang entfällt entsprechend im Zwischenbericht 

Teilgebiete. 

Für die Anwendung der geowissenschaftlichen Abwägungskriterien im Schritt 1 der Phase I 

kamen aufgrund der teils wenig vorhandenen gebietsspezifischen Daten sogenannte 

Referenzdatensätze zum Einsatz. Die Referenzdatensätze wurden für jedes der drei in 

Betracht kommenden Wirtsgesteine auf Basis von Literaturrecherchen und 

geowissenschaftlicher Expertisen erstellt und kamen dort zum Einsatz, wo aufgrund des 

frühen Stands des Standortauswahlverfahrens nur wenige gebietsspezifische Daten 

vorlagen. Mit Fortschritt des Standortauswahlverfahrens können die Referenzdatensätze 

sukzessive durch gebietsspezifische Daten ersetzt werden, die beispielsweise in Phase 2 im 

Zuge von Erkundungsmaßnahmen gewonnen werden. Durch die konservative 

Herangehensweise bei der Anwendung der Referenzdatensätze ist nicht zu erwarten, dass  

durch das Ersetzen dieser Referenzdaten mit gebietsspezifischen Daten eine günstigere 

Bewertung des entsprechenden Gebietes zu erwarten ist. Durch dieses Vorgehen wird 

sichergestellt, dass es eine Gleichbehandlung von Gebieten mit weniger Daten gibt. 

Klaus Brunsmeier (NBG) 

Zur Klarstellung: In Phase 1 werden keine neuen Daten erhoben. In Phase 1 werden 

ausschließlich vorhandene Daten ausgewertet. Die Frage sei zunächst einmal: Bedarf es bei 

den vorliegenden Daten noch einer weiteren Auswertung, damit sie in das Verfahren 

weiter einfließen können? Es war für alle eine Überraschung, zu sehen, dass die BGE sehr 

viel mit Referenzdaten gearbeitet hat, weil viele vorhandene Daten noch nicht 

ausgewertet worden sind. Fraglich sei nun, inwieweit durch die weitere Auswertung der 

vorhandenen Daten die Kenntnisse verdichtet werden könnten, oder ob am Ende ein 

Datendefizit bleibe. 

 

Thema: Verschiebung Fachkonferenz 

Ingrid Lohstöter (Frage per E-Mail) 

„Wurde schon einmal überlegt und erörtert, dass die Fachkonferenz später beginnt, zu 

einem Zeitpunkt zu dem mindestens parallel zur Online-Veranstaltung eine persönliche 

Veranstaltung mit Zuhörer-Beteiligung möglich ist? Prof. Dr. Thomas Schomerus von der 

Leuphana-Universität Lüneburg hat in der Tagung am 3.12. darauf hingewiesen, dass reine 
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Online-Veranstaltungen nicht die gesetzliche Beteiligungspflicht der Öffentlichkeit 

erfüllen.“ 

Antworten 

Armin Grunwald (NBG) 

Das Thema interessiert sehr viele Menschen. Man hat schon bei der Auftaktveranstaltung 

im Oktober, die digital stattfand, gemerkt, wie schwierig es ist, von echter Beteiligung zu 

sprechen. Digitale Formate setzen Beteiligung eine Grenze.  

Monika Müller (NBG) 

Die FG Öffentlichkeitsbeteiligung hat sich bereits mit der Frage beschäftigt, ob reine 

Onlineformate im Verfahren rechtssicher sind. Die FG hat diesbezüglich auch BASE 

angefragt, um zu erfahren, ob sie diesen Punkt juristisch geklärt haben. Die Diskussion 

darüber ist noch im Gange. 

Christian Schwöbel (BASE) 

Die Fachkonferenz hat mit der Auftaktveranstaltung bereits begonnen. Die Online-

Konsultation läuft parallel. Es gab die Anfrage des NBG über die Justitiarin Jennifer Blank 

an das BASE. Und wir haben auch eine Antwort geschickt und erläutert, dass das StandAG 

diesbezüglich sehr offen formuliert ist und für die Ausgestaltung keine konkreten 

Anforderungen wie zum Beispiel bei Erörterungsverfahren vorgibt. Das BASE hat mehrfach 

deutlich gemacht, dass wenn die BGE den Zwischenbericht vorstellt, es auch verpflichtet 

ist, die Beteiligung zu organisieren und die Ergebnisse des Zwischenberichts nicht unter 

Verschluss zu halten. 

 

THEMA Öffentlichkeitsbeteiligung 

Ingrid Lohstöter (Frage per E-Mail) 

„Welche Möglichkeiten sieht das NBG um die jetzt kränkelnde Beteiligung der 

Öffentlichkeit an der Endlagersuche zu verbessern?“  

Antworten 

Armin Grunwald (NBG) 

Da im Moment halb Deutschland als Teilgebiet ausgewiesen ist, herrscht noch keine große 

Betroffenheit und verhältnismäßig wenig Interesse für das Thema. Das NBG versucht mit 

Sitzungen und Veranstaltungen auf das Verfahren aufmerksam zu machen und offen für 

die Sorgen und Fragen der Öffentlichkeit zu sein. So ist für Januar eine NBG-Veranstaltung 

geplant, um die Perspektive der Bundesländer im Verfahren einzuholen. Am Ende der 

einzelnen Fachkonferenz Termine soll es auch NBG-Workshops geben, wo man schaut, was 

gut gelaufen ist und was man auf der folgenden Fachkonferenz besser machen kann.  

Miranda Schreurs (NBG) 

Es gab vor Kurzem ein internes Treffen zwischen den NBG-Vorsitzenden und dem 

Partizipationsbeauftragten mit BASE-Präsident Wolfram König und Ina Stelljes mit einem 

Austausch über das Rollenverständnis der einzelnen Akteure.  

Monika Müller (NBG) 

Ich baue auch auf dezentrale Information. Einige Bundesländer haben bereits angefangen 

solche Informationsangebote anzubieten. Diese dezentralen Informationen müssen aber 

gebündelt in die Fachkonferenzen einfließen. Zusätzlich sollten andere Kanäle der 

Wissensvermittlung ausprobiert werden, um z.B. junge Leute anzusprechen.  
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Anregung von Ingrid Lohstöter 

„Ich möchte sehr um regelmäßige monatliche öffentliche Bürger-Sprechstunden bitten. 

Das wird sicher angenommen, schließlich wird es ja jetzt immer spannender und wichtiger.“ 

 
Im Anschluss an die öffentliche Sitzung beantwortete Fragen: 

Ingrid Lohstöter 

„Was hat das NBG mit den Erkenntnissen aus dem Workshop von Prof Dr. Hübscher vom 

18.6.2018 über die Eiszeitlichen Auswirkungen auf den Untergrund veranlasst?“ 

Antwort der Geschäftsstelle am 16.12.2020 per Mail 

Herr Hübscher hat bei der Veranstaltung des NBG am 18.6.2018 folgende 

Schlussfolgerungen bei seinem Vortrag gezogen:  

1. Die grundsätzliche Eignung aller ehemals von eiszeitlichen Gletschern bedeckten 

Regionen und deren Randbereiche für die Errichtung von atomaren Endlagern ist 

verstärkt zu beforschen.  

2. Die Forschung mussmussauf die Quantifizierung aller wirkenden Prozesse zielen. 

Daraus hat sich kein unmittelbarer Handlungsbedarf für das NBG ergeben, da das NBG 

keine Forschungseinrichtung ist. Aufgabe des pluralistisch zusammengesetzten Nationalen 

Begleitgremiums ist die vermittelnde und unabhängige Begleitung des 

Standortauswahlverfahrens, insbesondere der Öffentlichkeitsbeteiligung, mit dem Ziel, so 

Vertrauen in die Verfahrensdurchführung zu ermöglichen. 

Christoph Barthe vom Verein Nuklearia 

„Herr Kanitz hat in der letzten Sitzung erklärt, dass Gorleben "selbstverständlich" nicht im 

Verfahren ist. Nun gibt es aber einen Widerspruch zwischen der BGE-Bewertung und den 

Ergebnissen der im öffentlichen Auftrag forschenden Wissenschaft. Die Gesellschaft für 

Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) hat 20113 in einer Analyse für das BMU bestätigt, 

dass Gorleben eignungshöffig ist. Das hatte 2000 auch schon die Bundesregierung 

anerkannt. Wäre es möglich, dass das NBG diesen Widerspruch durch Experten bewerten 

lässt?“ 

Antwort der Geschäftsstelle am 16.12.2020 per Mail 

Da die BGE gemäß Standortauswahlgesetz (StandAG) vorgegangen ist, gibt es am 

Vorgehen der BGE nichts zu beanstanden. Das StandAG trat erst nach dem von Ihnen 

zitierten Bericht der GRS von 2013 in Kraft und berücksichtigt die Empfehlungen der 

„Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe“, die ihren Bericht 2016 vorgelegt 

hat. Ein Widerspruch liegt somit nicht vor und daher gibt es seitens des NBG keinen Grund 

für eine gutachterliche Bewertung. 

 

Protokoll: Dr. Stefan Banzhaf, Dr. Jennifer Blank, Aygül Cizmecioglu, Wiebe Förster 


